Neufassung der Konzeption

für Bereitschaftspflege im Landkreis Fürth

gem. §§ 27, 33 und § 42 SGB VIII

(Fassung vom 01.08.2009)
Begriffsklärung:

Das Kreisjugendamt Fürth richtet für Kinder und Jugendliche in Krisensituationen die Bereitschaftspflege ein.

Unter Bereitschaftspflege ist die vorübergehende kurzfristige Aufnahme von Kindern und Jugendlichen in Pflegefamilien nach § 42 SGB VIII oder §§ 27, 33 SGB VIII zu verstehen.

Jugendliche, die sich in einem die freie Willensbildung ausschließenden Zustand befinden oder in einer gegen Menschen und Sachen gefährdenden Weise aggressiv sind, dürfen nicht in Bereitschaftspflege genommen werden. Dies gilt auch bei erkennbarer Selbstgefährdung. 

Dauer:

Die Pflegefamilie erklärt sich bereit, das Kind auf Intervention des Kreisjugendamtes in Bereitschaftspflege zu nehmen und so lange familienhaft zu versorgen, bis eine anderweitige, entsprechende Problemlösung gefunden ist.

Die Verweildauer in Bereitschaftspflege sollte so kurz wie möglich sein, kann aber bei Bedarf auch mehrere Monate dauern, im Rahmen einer Inobhutnahme  aber nur ca. 2 Wochen maximal. 

Darüber hinaus ist ein Verbleib des Kindes nur in Absprache mit allen Beteiligten, unter Beantragung von Jugendhilfe und Erstellung eines Hilfeplans im Rahmen der Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege möglich.

Nach einer beendeten Bereitschaftspflege erfolgt in der Regel für die Pflegefamilie eine mit dem Kreisjugendamt vereinbarte Pause.

Qualifizierung:

· Die Pflegefamilien müssen eine Grundqualifizierung und die allgemeine Eignung nachweisen.

· Eine Zusatzqualifizierung für den Umgang mit besonderen Belastungen der Bereitschaftspflege ist erforderlich. Diese umfasst ca. 12 Einheiten à 60 Minuten. 

· Jährliche mindestens eine Fortbildungen mit pädagogischen Inhalten (Pfad für Kinder, Erziehungsberatung, Angebote der VHS u.a.) sind wahrzunehmen und durch eine Teilnahmebestätigung nachzuweisen.

Allgemeine Voraussetzungen:

· Die werktägliche Erreichbarkeit muss gegeben sein

· Aufnahme eines Kindes zu jeder Zeit (außer zu vereinbarten Urlaubs- und Auszeiten, sowie in akuten eigenen Familiennotsituationen)

· Bereitstellung eines separaten Schlafplatzes
· Das zu vermittelnde Kind muss in die jeweilige Familiensituation passen

· Vermittlung i.d.R. nur durch Pflegekinderdienst möglich.

· Intensive Zusammenarbeit mit dem Jugendamt

Verfahren:

Das Kreisjugendamt koordiniert die Aufnahme von Kindern in die jeweilige Bereitschaftspflege. Bei der Aufnahme des Kindes findet ein fachlicher Austausch aller Beteiligten statt.

Die Pflegefamilie übernimmt die erzieherische Versorgung des Kindes. Sie wird durch das Kreisjugendamt, die Erziehungsberatungsstelle und, falls gewünscht, den PFAD für Kinder – Nürnberg/Fürth e.V. (nur für Mitglieder) in allen Fragen unterstützt, die die Bereitschaftspflege, die Aufnahme und erzieherische Förderung eines Kindes betreffen.

Die Pflegefamilien werden während der Betreuungszeit intensiv vom Jugendamt begleitet.

Während der Bereitschaftspflege werden die Kontakte zur Herkunftsfamilie nur in Absprache mit dem Kreisjugendamt geregelt. Falls erforderlich werden diese Kontakte begleitet.

Im Falle der Inobhutnahme gem. § 42 SGB VIII übt das Kreisjugendamt das Recht der Beaufsichtigung, Erziehung und Aufenthaltsbestimmung aus, bis entsprechende Vereinbarungen mit dem/den Personensorgeberechtigten getroffen sind, bzw. bis eine gerichtliche Entscheidung vorliegt.

Bei einer Weitervermittlung (Anbahnung) sind Kontakte in Absprach mit dem Jugendamt zu regeln.

Leistungen:

Die Geeignetheit der Hilfe ist stets die rechtliche Voraussetzung. Die Kosten der Qualifizierung werden vom Jugendamt getragen, für jährliche Fortbildung maximal 150 Euro.

Das Kreisjugendamt beginnt mit den Zahlungen erst ab Aufnahme eines Kindes, es gewährt keine Vergütung für die Bereitschaft einer Familie

Die Bereitschaftspflege wird mit dem Tagessatz entsprechend den jeweils gültigen Empfehlungen (zur Bereitschaftspflege) des Bayer. Landkreis- und Städtetages für die Vollzeitpflege abgegolten. Einmalige Beihilfen sind damit ebenfalls abgegolten.

Ab dem 61. Tag der Bereitschaftspflege b.a.w. wird der Pflegesatz der entsprechenden Altersstufe des Kindes analog Vollzeitpflege gezahlt, zuzüglich eines täglichen Zuschlages von 5,50 €,als Ersatz für das Kindergeld, das in der Bereitschaftspflege nicht den Pflegeeltern zusteht.
Für die Einrichtung eines Zimmers mit Schlafmöglichkeiten, Schrank, Tisch, Stuhl stellt das Kreisjugendamt vor Belegung der Bereitschaftspflegefamilie nach Bedarf einen einmaligen Zuschuss bis zu 600,00 EUR zur Verfügung. Diese Gegenstände sind nach 5 Jahren Gebrauchszeit bei Bedarf (durch Abwohnen) zu ersetzen und auf erneuten Antrag wieder zu bezuschussen.

Je nach Erforderlichkeit und Verweildauer des Kindes in Bereitschaftspflege kann auf Antrag zum Kauf von Bekleidung oder anderen Bedarfslagen im Einzelfall ein Zuschuss bis zu 250,00 EUR in Anspruch genommen werden, Kaufbelege sind einzureichen.

Für Fahrtkosten zur Kontaktanbahnung außerhalb des Landkreises werden ab dem 26. Entfernungskilometer die entstandenen Fahrtkosten gegen Nachweis und auf Antrag analog Bayer. Reisekostengesetz entgolten.

Nach Beendigung eines Bereitschaftspflegeverhältnisses erhält die Pflegefamilie im Bedarfsfall zusätzlich ein Auswertungsgespräch (Supervision, 90  Minuten) zur Verfügung gestellt.

Offenbarung von personenbezogenen Daten:

Personalien des Kindes und seiner Eltern/Elternteile können mit Zustimmung der Beteiligten mit Anschrift und Telefonnummer an die Pflegeeltern übermittelt werden, soweit dies für die Bereitschaftspflege erforderlich ist. 

Aus rechtlichen Gründen muss sorgeberechtigten Elternteilen der Aufenthalt ihres Kindes mitzuteilen.

Die Pflegeeltern unterliegen der Verschwiegenheitspflicht hinsichtlich der ihnen bekannt gewordenen Sozialdaten. Diese Verpflichtung gilt insbesondere für personenbezogene Daten, auch über die Tätigkeit als Pflegeeltern hinaus.

Versicherungen:

Kinder, die sich in Bereitschaftspflege befinden, sind über das Kreisjugendamt haftpflicht- und unfallversichert. Die Krankenversicherung ergibt sich nach gesetzlicher Regelung

Die Bereitschaftspflegeeltern sollten sich Haftpflicht versichern, und bei Ihrer Versicherung prüfen, ob Schäden durch die Bereitschaftspflegeeltern am Bereitschaftskind abgedeckt sind.

Aufnahme einer Erwerbstätigkeit:

Das Tätigwerden für das Kreisjugendamt im Rahmen der Bereitschaftspflege stellt kein Arbeitsverhältnis mit/dem Landkreis Fürth dar. Die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit der Pflegeperson/beider Elternteile ist in der Regel mit der Aufgabenstellung der Bereitschaftspflege nicht vereinbar.

· Ein Elternteil der Bereitschaftsfamilie darf nicht ausserhäusig berufstätig sein, und bedarf der Absprache mit dem Jugendamt

· Klärung mit dem Pflegekinderdienst, ob eine ganztätige Unterbringung des Bereitschaftspflegekindes (z.B. Tagesstätte) wirklich erforderlich ist.

Inkrafttreten:

Diese Konzeption ersetzt mit Wirkung vom 1.8.2009 die bisher gültige Fassung von 1999.
Fürth, 16.06.2009

Kreisjugendamt Fürth
Döhnel
